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Parlamentarischer Vorstoss

Vorstoss-Nr.: 107-2017
Vorstossart: Motion 
Richtlinienmotion: ☐ 
Geschäftsnummer: 2017.RRGR.325

Eingereicht am: 29.05.2017

Fraktionsvorstoss: Ja 
Kommissionsvorstoss: Nein 
Eingereicht von: FDP (Haas, Bern) (Sprecher/in)

 

 

FDP (Kohler, Spiegel b. Bern)

 

 

Weitere Unterschriften: 13 

Dringlichkeit verlangt: Ja 
Dringlichkeit gewährt: Ja 

RRB-Nr.:  
Direktion: Justiz-, Gemeinde
Klassifizierung: Nicht klassifiziert
Antrag Regierungsrat:  

  

Korrektur eines gesetzgeberischen Versehens bei der Mehrwertabschöpfung

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Grossen Rat eine Änderung des Baugesetzes vorzul
gen, mit der sichergestellt wird, dass Verfügungen v
Umzonungen erst im Zeitpunkt der Realisierung erlassen werden.

Begründung: 

Gestützt auf das am 1. April 2017 in Kraft getretene Baugesetz sind die Gemeinden daran, Re
lemente betreffend Mehrwertabschöpfung zu erlassen
zu leiten. Es werden dabei grossflächig Mehrwerte ermittelt und nach rechtkräftiger Planung 
(bzw. Auf- oder Umzonung) auch verfügt, obwohl der Realisierungszeitpunkt im Einzelfall oft 
noch Jahrzehnte in der Ferne lie

In der Gemeinde Köniz wird aktuell durch dieses Vorgehen zum einen eine Flut von Einsprachen 
gegen die Ortplanungsrevision ausgelöst. Ausserdem ist absehbar 
Planung festhalten — dass die entsprechenden MWA
Beschwerden angefochten werden. Die ganze «Übung» verursacht unnötige Kosten, 
belastung der (Justiz-)Behörden und weitherum Ärger.
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FDP (Kohler, Spiegel b. Bern) 

08.06.2017 

vom  
, Gemeinde- und Kirchendirektion  

Nicht klassifiziert 

Korrektur eines gesetzgeberischen Versehens bei der Mehrwertabschöpfung

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Grossen Rat eine Änderung des Baugesetzes vorzul
sichergestellt wird, dass Verfügungen von Mehrwertabschöpfungen bei Auf
erst im Zeitpunkt der Realisierung erlassen werden. 

Gestützt auf das am 1. April 2017 in Kraft getretene Baugesetz sind die Gemeinden daran, Re
betreffend Mehrwertabschöpfung zu erlassen und Ortsplanungsrevisionen in die Wege 

Es werden dabei grossflächig Mehrwerte ermittelt und nach rechtkräftiger Planung 
Umzonung) auch verfügt, obwohl der Realisierungszeitpunkt im Einzelfall oft 

Ferne liegen wird. 

In der Gemeinde Köniz wird aktuell durch dieses Vorgehen zum einen eine Flut von Einsprachen 
die Ortplanungsrevision ausgelöst. Ausserdem ist absehbar — sollte die Gemeinde an der 

dass die entsprechenden MWA-Verfügungen mittels ebenfalls unzähliger 
angefochten werden. Die ganze «Übung» verursacht unnötige Kosten, 

ehörden und weitherum Ärger. 
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Korrektur eines gesetzgeberischen Versehens bei der Mehrwertabschöpfung 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Grossen Rat eine Änderung des Baugesetzes vorzule-
on Mehrwertabschöpfungen bei Auf- oder 

Gestützt auf das am 1. April 2017 in Kraft getretene Baugesetz sind die Gemeinden daran, Reg-
und Ortsplanungsrevisionen in die Wege 

Es werden dabei grossflächig Mehrwerte ermittelt und nach rechtkräftiger Planung 
Umzonung) auch verfügt, obwohl der Realisierungszeitpunkt im Einzelfall oft 

In der Gemeinde Köniz wird aktuell durch dieses Vorgehen zum einen eine Flut von Einsprachen 
sollte die Gemeinde an der 

mittels ebenfalls unzähliger 
angefochten werden. Die ganze «Übung» verursacht unnötige Kosten, eine Über-
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Das Bundesrecht verlangt (im Gegensatz zum kantonalen Baugesetz) ein solches Vorgehen 
nicht. Dem Raumplanungsgesetz ist Genüge getan, wenn die Hauseigentümerinnen und Haus-
eigentümer in Kenntnis gesetzt werden, dass sie im Falle einer Realisierung (bauliche Erweite-
rung, Verkauf, Schenkung, unter Umständen Vererbung oder Scheidung) zur Kasse gebeten, 
bzw. dannzumal eine Verfügung erhalten werden. 

Begründung der Dringlichkeit: Vermeidung von weiteren Kosten und mühsamen Verfahren im Zusammen-

hang mit Ortplanungsrevisionen. 

 


